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Unter Parteisoldaten
Etliche Me-
dien glaubten 
nach dem 20. 
Jänner in der 
Kanzlerpartei 
so etwas wie 
Unruhe er-
kennen zu 
können. Die 
Kronen Zei-

tung wollte sogar wissen, „es 
brodelt in der SPÖ“, was die-
sen publizistischen Urquell al-
len Gebrodels in seiner Rolle 
als volksnaher Weichensteller 
österreichischer Geschicke 
aufs Neue bestätigt. Aber so-
lange die spirituelle Einheit 
von Partei und Boulevard in 
Stein gemeißelt bleibt, besteht 
nicht der geringste Grund zur 
Aufregung. Im Gegenteil. Die 
Souveränität, mit der der Wie-
ner Bürgermeister den undis-
ziplinierten Parteisoldaten aus 
St. Pölten zum Rapport kom-
mandierte, dem es nicht gefiel, 
wie Michael Häupl seinem 
Freund Erwin Pröll vor der 
Wahl in Niederösterreich 
volksbefragungsmäßig den Rü-
cken stärkte, verdient Lob. Wo 
käme die SPÖ hin, ließe man 
die Insubordination niedriger 
Chargen einreißen?  

In der roten Armee braver 
Parteisoldaten muss man 
schon den Rang eines Lan-

deshauptmannes oder einer 
Landeshauptfrau bekleiden, 
um leise Zweifel an der genia-
len, in einer langen Serie von 
Niederlagen bestätigten Strate-
gie der obersten Führung an-
melden zu dürfen. Gern gese-
hen wurde auch das nicht, 
denn es störte die Kranznie-
derlegung am Denkmal des be-
kannten Parteisoldaten Nor-
bert Darabos, dessen Bravheit 
mangels eines inversen Maria-
Theresien-Ordens höchstens 
per Victor-Adler-Medaille mit 
Immergrün und roten Nelken 
gerecht zu würdigen wäre.  

Viel mehr Sorgen müsste 
sich Vizekanzler Spindelegger 
machen, wurde doch die SPÖ 
in ihrer vormaligen Meinung 

zur Wehrpflicht vom Volk 
überzeugend bestätigt, wäh-
rend die ÖVP mit ihrer vorma-
ligen Meinung zum Berufsheer 
eine deutliche Abfuhr erlitten 
hat. Sie hat nicht begriffen, 
was man auf dem Feldherren-
hügel Löwelstraße im kleinen 
Finger hat – den Unterschied 
zwischen langfristiger Strate-
gie und kurzatmiger Taktik. 
Umso schlimmer für die 
Volkspartei, dass sie diesem 
Versagen in monolithischer 
Geschlossenheit erlag, zumin-
dest nach außen hin.  

Warum also sollte bei 
dem Zauber der De-
montage, den die SPÖ 

nicht erst seit Sonntag aus-
strahlt, irgendjemand an deren 
Führung zweifeln? Dass sie zu 
ihrer vorläufig letzten Mei-
nung vom befragten Volk die 
falsche Antwort erhalten hat – 
an ihr lag es nicht. Im Wissen, 
dass Kriegführen Geld kostet, 
hat sie genug Steuergeld in 
den Boulevard geschaufelt. 
Wenn der dann nicht imstan-
de ist, der Bevölkerung die 
Antwort zu entlocken, die sie 
im Nationalratswahlkampf 
gern als Waffe eingesetzt hät-
te, muss man kein braver Par-
teisoldat sein, um ihr jeden 
Vorwurf zu ersparen. Was sich 
schon einmal als Rohrkrepie-
rer erwiesen hat, hätte sich 
diesmal zur Rakete mausern 
können, wäre nicht eingetre-
ten, was niemand vorhersehen 
konnte: Diese teuflische Ver-
schwörung der Alten gegen 
die Jungen, angeführt vom 
Verschwörer in der Präsident-
schaftskanzlei. Zwar konnte 
niemand in der SPÖ ahnen, 
dass es in Österreich mehr äl-
tere als junge Menschen gibt, 
aber den Ruhm, Partei der 
 Jugend zu sein, hat sie der 
ÖVP nun voraus.   

Sollte das nicht bis zum 
Herbst reichen, gibt es immer 
noch den alten Vorschlag, sich 
ein anderes Volk zu suchen – 
über dem sich die Führung in 
Ruhe entfalten kann. 

Schlechte Nachrichten für 
Europa: David Camerons  

Rede verheißt Unruhe.  
Die Briten werden aber,  

in einigen Jahren vor die 
Wahl gestellt, nicht für 

den Austritt aus der EU 
stimmen – schon  

aus Eigennutz. 

Fünf üble Jahre  
für EU, aber keine 

Alternative für Briten

Timothy Garton Ash 

Europa wird weitere fünf Jahre in 
Aufruhr sein. Während Deutsch-
land, Frankreich und andere ein 
stärkeres Kerneuropa um die 
Eurozone schaffen wollen, wer-
den David Camerons Konserva -
tive, falls sie 2015 wieder an die 
Regierung kommen, versuchen, 
Großbritanniens Mitgliedschaft 
im EU-Klub neu zu verhandeln 
und die neuen Vereinbarungen 
dem britischen Volk gegen Ende 
2017 in einem „Rein-oder-raus-
Referendum“ vorlegen. 

Die Welt ist gewarnt! Europa, ein 
wirtschaftlicher Riese? Ja, immer 
noch. Europa, starke Kraft in einer 
multipolaren Welt? Verschoben 
auf den Sankt-Nimmerleins-Tag.  

Es hätte noch viel schlimmer 
sein können. Als Proeuropäer, der 
verlangt hat, dass Großbritannien 
ein „Rein-oder-raus-Referendum“ 
abhalten soll, wenn die neue Ge-
stalt der Eurozone und die Ergeb-
nisse der versuchten Neuverhand-
lung der britischen Mitgliedsbe-
dingungen bekannt sind, kann ich 
mich kaum beschweren, wenn der 
britische Premierminister genau 
das unterstützt. Ein Großteil der 
Rede wurde offensichtlich ge-
schrieben, um Euroskeptiker zu 
beruhigen, doch einige seiner Kri-
tikpunkte an der heutigen EU sind 
gerechtfertigt. 

Vor allem war das Schlusswort 
ein klares und kraftvolles Argu-
ment für Großbritanniens Ver-
bleib in der EU. Diese letzten Mi-
nuten bestätigten mich in der An-
nahme: Wenn der Tag gekommen 
ist, werden die Briten dafür stim-
men, in der EU zu bleiben. 

Unter neuen Bedingungen drinnen sein oder rausgehen: Großbritanniens Premier David Cameron warb am 
Donnerstag in Davos für ein neues Europa. Die Frage ist: Hat Großbritannien Alternativen zur EU? Fotos: AP

Doch sie bestätigten auch die 
Vergeblichkeit seiner gesamten 
Strategie. Die grundlegenden Ar-
gumente, dass es im nationalem 
Inter esse Großbritanniens liegt, in 
der EU zu bleiben, sind wahr, wie 
armselig die Ergebnisse einer for-
mellen Neuverhandlung nach 
2015 auch sind. Da Euro-
pa ständig neu verhan-
delt wird, würde Großbri-
tannien mit ei nem besse-
res Angebot rechnen kön-
nen, wenn es voll inte -
griert und sichtbar enga-
giert bleibt. 

Wenn andere EU-Staa-
ten in nichts anderem 
übereinstimmen, dann in 
diesem: Großbritannien 
sollten keine großen neu-
en Ausnahmen gewährt 
werden. Jetzt werden sie 
noch weniger zugestehen. Im 
Bridge-Spiel hätte Cameron gera-
de sein stärkstes Ass weggewor-
fen: die glaubwürdige Drohung 
mit Großbritanniens Austritt. 

Das ist auch für Europa 
schlecht. Einige der guten Refor-
men, die Cameron jetzt predigt, 
werden noch unwahrscheinli-
cher, da die Partner annehmen, in 
allem, was er sage, kämpfe er für 
Großbritannien, nicht für Europa.  

In einem seltenen, aufschluss-

reichen Stolpern leistete sich der 
sonst ausgezeichnete Redner ei -
nen Freud’schen Versprecher: Als 
er für seine bevorzugte Option ei -
nes neuen Reformvertrags für die 
gesamte EU warb, sprach er von ei -
nem ‚neuen Vertrag für uns ... (Pau-
se) ... alle‘. So meint er es wirklich, 

glauben die meisten 
Kontinentaleuropäer. 

Und obwohl es für Eu -
ropa besser gewesen wä -
re, ohne die Betonung  
der Kernprobleme des 
gesamten Projekts wei-
terzumachen, wäre ein 
Referendum früher oder 
später sowieso gekom-
men. Ein Sprichwort 
sagt: Wir müssen diese 
Kröte schlu cken. 

Indes wird sich die 
Welt durch fünf weitere 

Jahre der Unklarheit schleppen, 
wird sich mit Europa befassen, wie 
sie es findet: ein wirtschaftlicher 
Riese, politisch eine Hydra. 

Camerons Rede in Mumbai zu 
hören ist eine besonders surreale 
Erfahrung. Hier in Indien hört 
man von einer Vorliebe für Lon-
don als Ort zu leben und Geschäf-
te zu machen, von Bewunderung 
für britische Universitäten (wenn 
das scheußliche Studentenvisum 
der Cameron-Regierung nicht ver-

hindert, dass die Kinder dort stu-
dieren), einiger Bindung an briti-
sche Traditionen der Literatur, 
einer guten Regierung und gutem 
Recht. Überhaupt kein Echo fin-
det die neue Tory-Idee, dass eine 
„besondere Beziehung“ zwischen 
Großbritannien und Indien, Groß-
britannien und dem ganzen Com-
monwealth, irgendein Ersatz für 
Großbritanniens Platz in Europa 
sein könnte, oder Indiens Verhält-
nis zu Europa als Ganzes. Indien 
verfolgt wie Großbritannien seine 
eigenen nationalen Interessen, 
 zuallererst in der Nachbarschaft. 
Wenn Cameron das noch nicht 
weiß, wird es es bei seinem nächs-
ten Besuch hier hören. 

Was bleibt: Obwohl Großbritan-
nien ein Schatten seines einstigen 
imperialen Selbst ist, hat das Land 
einzigartige Beziehungen zu Euro-
pa, in die USA, zum Rest der eng-
lischsprachigen Welt und einigen 
weiteren Orten (z. B. in Latein-
amerika). Es hat alle Trümpfe in 
der Hand. Welcher Idiot würde 
seine stärkste Spielfarbe wegwer-
fen? Und wir Briten sind keine 
Idioten. Oder nicht? 
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Graz, Stadt der Wohlfühlpolitik  
 

Abschied nehmen von jedem Gestaltungswillen
Christian Fleck 

Graz macht jenseits der Lan-
desgrenzen selten Schlag-
zeilen. Und wenn, dann 

scheinen die Anlässe nichts mit -
einander zu tun zu haben: Die KPÖ 
wurde bei den Gemeinderatswah-
len zweitstärkste Partei. Der Ver-
fassungsgerichtshof hob das Bet-
telverbot auf. Drei Gemeinderats-
fraktionen einigen sich auf ein 
Arbeitsprogramm, doch die SPÖ 
will keinen Pakt mit der FPÖ 
schließen, und einem Professor für 
Musikwissenschaft droht ein Dis-
ziplinarverfahren, weil er seine 
Gedanken auf der offiziellen Web-
site der Uni Graz online stellte. 

Alle diese Episoden verweisen 
auf ein vielleicht nicht ganz neues, 
aber doch eigenartiges Politikver-
ständnis. Jeder fünfte Grazer Wäh-
ler votierte für die Kommunisten, 
nicht wegen ihres Lobs des Welt-
kommunismus, sondern weil die 
KP-Mandatare einen Teil ihrer Be-
züge in einen Fonds einzahlen, aus 
dem Renovierungen von Badezim-
mern finanziert werden und die 
Spitzenkandidatin so viel Gutes tut. 
Dass diese Partei sich seit Jahren 
weigert, auch nur bei irgendeinem 
kommunalen Streitthema Position 
zu beziehen, stört die Unterstützer 
nicht. Menschelnde Wohlfühlpoli-
tik tritt an die Stelle politischer 
Kontroversen. Politik, verstanden 
als Streit rivalisierender Vorschlä-
ge, wie das Zusammenleben durch 
Gesetze gestaltet werden soll, zwi-
schen denen, horribile dictu, ein 
Kompromiss gefunden werden 
muss, meiden die Kommunisten 
und erhalten Applaus. 

Ganz ähnlich bei den Bettlern. 
Seit der Öffnung der Ostgrenzen 
bevölkern täglich dutzende die In-
nenstadt, unterstützt von einem 
Pfarrer, der allen zeigen will, dass 

es ihnen (zu) gut geht, während an-
dere darben. Die eine Hälfte der Be-
völkerung ärgert sich, wählt ÖVP 
und FPÖ, und die andere spendet 
ein paar Euro; viele Grazer haben 
mittlerweile ihren persönlichen 
Bettler. Ebenso lang, wie über dar -
über diskutiert wird, ob die kargen 
Einnahmen nicht abends jeman-
dem im dicken Mercedes abgelie-
fert werden, also zwei Jahrzehnte 
lang, sind alle einig, dass durch das 
Betteln die Lebenslage dieser slo-
wakischen, rumänischen, bulgari-
schen Roma nicht wirklich verbes-
sert wird. Politik, verstanden als 
Gestaltung der sozialen und ökono-
mischen Randbedingungen, kann 
hier schon deswegen nicht stattfin-
den, weil kein Gemeinderat über 
die Möglichkeiten verfügt.  

Eine Dosis Moral 
Zur Wohlfühlpolitik gehört, sich 

regelmäßig einen „Moralischen“ 
zu verabreichen, der nichts an den 
Verhältnissen ändert, einem auch 
nicht wirklich wehtut, einen aber 
zumindest (gut katholisch) seiner 
Sündhaftigkeit überführt. 

In einem Umfeld, in dem (in 
homöopathischen Dosen verab-
reichte) Erschütterungen der ei -
genen moralischen Befindlichkeit 
an die Stelle des Problemlösens 
getreten sind, will eine Partei, die 
von den meisten ihrer Wähler ver-
lassen wurde (die SPÖ erhielt ge-
rade noch 15 gegenüber 30 Pro-
zent 1998), nicht mehr öffentlich 
eingestehen, was zum Wesen von 
Politik gehört: einen Kompromiss 
geschlossen zu haben. Die ÖVP 
unterzeichnete separate, aber in-
haltlich identische Abkommen 
mit FPÖ und SPÖ. Von Kommu-
nisten zu lernen heißt heute „Koa -
litionen“ meiden, da das Publikum 
Mehrdeutigkeit nicht schätzt. 

Auch die Funktionäre des uni-

versitären Elfenbeinturms wollen 
sich dieser Wohlfühlpolitik nicht 
verschließen. Der Besinnungsauf-
satz eines Musikwissenschafters – 
wann ist die Todesstrafe berech-
tigt? – habe zu einer „massiven 
Schädigung des Ansehens der Uni-
versität“ geführt. In einem krausen 
Pamphlet hatte sich dessen Autor 
darüber verbreitete, ob denn nicht 
für Untaten bestimmter Größe die 
Todesstrafe angemessen sei. Die-
selbe Uni, die nichts dabei fand, 
einen Hörsaal nach einem steiri-
schen Altstalinisten zu benennen 
sorgte sich um ihre „positive Posi-
tionierung in Fragen der Men-
schenrechte“ und leitet ein Diszi-
plinarverfahren ein. Während man 
meinen sollte, das Menschenrecht 
der freien Meinungsäußerung be-
rechtigte jemanden auch, offen-
kundig unausgegorenen Blödsinn 
zu schreiben, reicht eine Handvoll 
Protestmails, um die Uni-Leitung 
in Panik zu versetzen. 

Wohlfühlpolitik ist die Pflege 
eines vagen moralischen Einver-
nehmens. Applaudiert wird Ne -
bensächlichem, wie dem Spenden 
von Politikergagen. Politische 
Kontroversen und das Eintreten 
für Maßnahmen, die nicht die Zu-
stimmung aller bekommen, liegen 
außerhalb des Konsenses. 

In einer Demokratie heißt Politik 
allemal das Ausloten von Kompro-
missen und endet bei der Zumu-
tung, es nicht allen recht gemacht 
zu haben. Wohlfühlpolitik unter-
läuft diese Konfliktkonstellation 
zu gunsten der Herstellung der 
höchsten gemeinsam empfunde-
nen Zufriedenheit über die größte 
Zahl unbedeutender Handlungen 
von Akteuren, die ihre Rolle als Ge-
wählte nicht wahrnehmen wollen.  
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Briten werden 
in EU bleiben.  
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